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Preußisches Gesetz über die Vorbildung und
Anstellung der Geistlichen vom 11. Mai 1873,
§ 15

"Die geistlichen Oberen sind verpflichtet, denjenigen Kandidaten, dem

ein geistliches Amt übertragen werden soll, dem Oberpräsidenten unter

Bezeichnung des Amtes zu benennen.

Dasselbe gilt bei Versetzung eines Geistlichen in ein anderes geistliches

Amt oder bei Umwandlung einer widerruflichen Anstellung in eine

dauernde.

Innerhalb [von] dreißig Tagen nach der Benennung kann Einspruch

gegen die Anstellung erhoben werden.

Die Erhebung des Einspruchs steht dem Oberpräsidenten zu."
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